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Ein neuer Fall eines «Wildwuchses von Konkursprivilegien» hat sich ereignet: In fraglicher Art 
und Weise wurde im neuen Mehrwertsteuergesetz ein Konkursprivileg für Mehrwertsteuer-
Forderungen eingeführt. Die Referendumsfrist ist abgelaufen, und das neue Gesetz wird be-
reits am 1. Januar 2010 in Kraft treten. Die Neuerung dürfte sehr unerfreuliche Auswirkungen 
im Konkurs- und Sanierungsrecht und im Kreditvergabewesen zur Folge haben. 
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[Rz 1] Per 1. Januar 2010 wird das neue Bundesgesetz über 
die Mehrwertsteuer (Mehrwertsteuergesetz, MWSTG) vom 
12. Juni 2009 in Kraft treten, nachdem die Referendumsfrist 
am 1. Oktober 2009 unbenutzt abgelaufen war (BBl 2009 
4407).

[Rz 2] Gegen Schluss des neuen Gesetzes, im harmlos er-
scheinenden (und kurzen) Kapitel über «Aufhebung und Än-
derung des bisherigen Rechts», findet sich ein Artikel 111. 
Dieser enthält u.a. einen Hinweis darauf, dass das Bundes-
gesetz vom 11. April 1889 über Schuldbetreibung und Kon-
kurs (SchKG) in seinem Art. 219 Abs. 4 um einen neuen 
Buchstaben «e» ergänzt werden wird, und dass der zweiten 
Konkursklasse inskünftig auch «die Steuerforderungen nach 
dem Mehrwertsteuergesetz vom 12. Juni 2009 mit Ausnah-
me der Forderungen aus Leistungen, die von Gesetzes we-
gen oder aufgrund behördlicher Anordnung erfolgen», ange-
hören werden (BBl 2009 4459).1

[Rz 3] Die genannte Neuerung war bereits in der bundesrät-
lichen Botschaft an gleicher Stelle enthalten (vgl. BBl 2008 
6885 7025 f.). In den parlamentarischen Beratungen wurde 
sie – offenbar im Lichte der zahlreichen Neuerungen im ei-
gentlichen Recht der Mehrwertsteuer – mit keinem Wort er-
wähnt, und auch in Fachkreisen wurde sie vielerorts nicht 
bemerkt.

[Rz 4] Die neue konkursrechtliche Privilegierung lässt sich 
u.E. keineswegs rechtfertigen. Sie wird zur Folge haben, dass 
in den ohnehin schon (zu) seltenen Fällen, in welchen nen-
nenswertes Konkursvermögen für die Gläubiger der dritten 
Konkursklasse vorhanden ist, dieses von der Mehrwertsteu-
er (Bund/Eidgenössische Steuerverwaltung) abgeschöpft 
werden wird. Auch ein gerichtlicher Nachlassvertrag bzw. 
eine Unternehmenssanierung durch gerichtliches Nachlass-
verfahren wird inskünftig nur noch schwierig möglich sein, 
nachdem das Zustandekommen eines Nachlassvertrags 
eine vollständige Befriedigung aller angemeldeten konkurs-
rechtlich privilegierten Gläubiger voraussetzt (vgl. Art. 306 
Abs. 2 Ziff. 2 SchKG).

[Rz 5] Die Gesetzesnovelle läuft schliesslich auch den lang-
jährigen Bemühungen des Bundesamtes für Justiz zur Ver-
besserung des Sanierungsrechts und der in diesem Zusam-
menhang eingesetzten Expertengruppen zuwider, wonach 
gegenteils die aktuelle konkursrechtliche Privilegienordnung 
gestrafft werden soll (vgl. Schuldbetreibung und Konkurs 
(Sanierungsverfahren), Bundesamt für Justiz). Auch im Kre-
ditvergabewesen dürfte die Neuerung negative Auswirkun-
gen haben, nachdem Kredite inskünftig restriktiver bzw. noch 
vermehrt nur gegen Sicherheiten vergeben werden dürften.

[Rz 6] Verschiedene Fragestellungen im Zusammenhang mit 
der Einführung des neuen Konkursprivilegs werden an ei-
nem öffentlichen Weiterbildungs-Seminar vom Donnerstag, 

1 Was genau unter den gesetzlichen Ausnahmetatbestand fällt, erscheint 
prima vista unklar, kann hier jedoch einstweilen dahingestellt bleiben. 

5. November 2009, im Hotel Marriott, Zürich, näher diskutiert 
werden (vgl. dazu www.forum-schkg-zpo.ch). Abzuwarten 
bleibt auch, ob sich politischer Widerstand gegen die Geset-
zesnovelle regen wird.
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